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Norm

BAO §115 Abs1;

BAO §119;

EStG 1988 §22 Z2;

EStG 1988 §47 Abs2;

FamLAG 1967 §41 Abs2;

FamLAG 1967 §41 Abs3;

Rechtssatz

Die Schwierigkeiten der Feststellung des tatsächlichen Sachverhaltes, die sich bei Leistungsverhältnissen zwischen

einer Gesellschaft und ihrem wesentlich beteiligten Geschäftsführer insbesondere aus dem dabei häu=g

vorzu=ndenden Umstand des Selbstkontrahierens ergeben, haben zur Folge, dass bei der Sachverhaltsfeststellung, um

dem Objektivierungserfordernis hinreichend Rechnung zu tragen, der nach außen in Erscheinung tretenden

tatsächlichen Abwicklung der Leistungsbeziehung die wesentliche Bedeutung beizumessen ist (Hinweis E 23.4.2001,

2001/14/0054). Sich auf den Hinweis zu beschränken, dass der Verwaltungsgerichtshof die AuCassung vertrete, die

betroCenen Bezüge unterlägen im Regelfall der DienstgeberbeitragspDicht, und der Gesellschaft vorzuwerfen, keine

vom Regelfall abweichende Gestaltung "geliefert" zu haben, konnte jedenfalls dann keineswegs ausreichen, wenn die

Gesellschaft wie im vorliegenden Fall sich um eine entsprechende "Lieferung" bemüht hatte.
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